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PRESSEMITTEILUNG Nr. 19/25 
Luxemburg, den 25. Februar 2025 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-233/23 | Alphabet u. a. 

Die Weigerung eines Unternehmens in beherrschender Stellung, die 

Interoperabilität seiner Plattform mit einer App eines anderen 

Unternehmens sicherzustellen, die dadurch attraktiver würde, kann 

missbräuchlich sein 

Die Weigerung kann mit dem Fehlen eines Templates für die Kategorie der betreffenden Apps gerechtfertigt 

werden, wenn die Gewährleistung der Interoperabilität die Sicherheit oder die Integrität der Plattform 

gefährden würde 

Die Weigerung eines Unternehmens in beherrschender Stellung, das eine digitale Plattform entwickelt hat, den 

Zugang zu dieser Plattform zu ermöglichen, indem es die Gewährleistung der Interoperabilität dieser Plattform mit 

einer von einem Drittunternehmen entwickelten App ablehnt, kann einen Missbrauch einer beherrschenden 

Stellung darstellen, obwohl die Plattform für die kommerzielle Nutzung der App nicht unerlässlich ist. Ein solcher 

Missbrauch kann nämlich festgestellt werden, wenn die Plattform mit dem Ziel entwickelt wurde, eine Nutzung 

durch Drittunternehmen zu ermöglichen, und wenn sie geeignet ist, die App für die Verbraucher attraktiver zu 

machen. Die Weigerung kann jedoch damit gerechtfertigt werden, dass es zum Zeitpunkt, zu dem das 

Drittunternehmen um Zugang ersucht hat, kein Template für die Kategorie der betreffenden Apps gab, wenn die 

Gewährung der Interoperabilität die Sicherheit oder die Integrität der Plattform gefährden würde oder wenn es aus 

anderen technischen Gründen unmöglich wäre, diese Interoperabilität zu gewährleisten. In den anderen Fällen 

muss das Unternehmen in beherrschender Stellung ein solches Template innerhalb eines angemessenen Zeitraums 

und gegebenenfalls gegen eine angemessene finanzielle Gegenleistung entwickeln. 

Im Jahr 2018 führte Enel1 in Italien die App JuicePass ein, die es den Nutzern ermöglicht, Ladestationen für ihre 

Elektrofahrzeuge zu lokalisieren und zu buchen. Um die Navigation zu solche Stationen zu erleichtern, ersuchte Enel 

Google2, die App mit Android Auto, dem System von Google, das es ermöglicht, direkt über den Bordbildschirm von 

Fahrzeugen auf Apps auf Smartphones zuzugreifen, kompatibel zu machen. Drittentwickler können ihre Apps 

nämlich dank der Templates, die Google bereitstellt, an Android Auto anpassen. Google lehnte es ab, die 

erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Interoperabilität von JuicePass mit Android Auto zu gewährleisten3. 

Die italienische Wettbewerbs- und Marktaufsichtsbehörde (AGCM) war der Ansicht, dass dieses Verhalten einen 

Missbrauch einer beherrschenden Stellung darstelle, und verhängte gegen Google eine Geldbuße von über 102 

Millionen Euro. Google focht diese Entscheidung bis zum italienischen Staatsrat an, der den Gerichtshof um 

Vorabentscheidung ersucht hat. 

Der Gerichtshof ist der Ansicht, dass die Weigerung eines Unternehmens in beherrschender Stellung, das eine 

digitale Plattform entwickelt hat, die Interoperabilität dieser Plattform mit einer von einem Drittunternehmen 

entwickelten App zu gewährleisten, einen Missbrauch einer beherrschenden Stellung darstellen kann. 

Ein solcher Missbrauch einer beherrschenden Stellung ist nicht auf den Fall beschränkt, dass die Plattform 

für die Ausübung der Tätigkeit desjenigen, der um Zugang ersucht, unerlässlich ist4. Er kann auch vorliegen, 
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Bleiben Sie in Verbindung! 

wenn, wie es vorliegend der Fall zu sein scheint, ein Unternehmen in beherrschender Stellung die Plattform 

nicht ausschließlich für die Zwecke seiner eigenen Tätigkeit, sondern mit dem Ziel entwickelt hat, ihre 

Nutzung durch Drittunternehmen zu ermöglichen, und wenn diese Plattform für die kommerzielle Nutzung 

einer von einem Drittunternehmen entwickelten App zwar nicht unerlässlich ist, aber geeignet ist, diese 

App für die Verbraucher attraktiver zu machen.5 

Die Zugangsverweigerung kann auch dann wettbewerbswidrige Auswirkungen haben, wenn das Drittunternehmen, 

das die App entwickelt hat, und seine Wettbewerber auf dem Markt, zu dem diese App gehört, tätig geblieben sind 

und ihre Stellung auf diesem Markt ausgebaut haben, ohne die Interoperabilität mit der Plattform nutzen zu 

können. Insoweit ist unter Berücksichtigung aller relevanten tatsächlichen Umstände zu prüfen, ob die Weigerung 

geeignet war, die Aufrechterhaltung oder Entwicklung des Wettbewerbs auf dem betreffenden Markt zu behindern. 

Die Weigerung eines Unternehmens in beherrschender Stellung, die Interoperabilität einer App mit einer digitalen 

Plattform zu gewährleisten, kann damit gerechtfertigt werden, dass es für die Kategorie der betreffenden Apps 

kein Template gibt, wenn die Gewährung einer solchen Interoperabilität mittels eines solchen Templates die 

Integrität dieser Plattform oder die Sicherheit ihrer Nutzung gefährden würde oder wenn es aus anderen 

technischen Gründen unmöglich wäre, die Interoperabilität durch die Entwicklung dieses Templates zu 

gewährleisten. 

Ist dies jedoch nicht der Fall, muss das Unternehmen in beherrschender Stellung ein solches Template 

innerhalb eines angemessenen Zeitraums und gegebenenfalls gegen eine angemessene finanzielle 

Gegenleistung entwickeln. Dabei sind die Bedürfnisse des Drittunternehmens, das um diese Entwicklung ersucht 

hat, die tatsächlichen Kosten dieser Entwicklung und das Recht des Unternehmens in beherrschender Stellung, 

daraus einen angemessenen Nutzen zu erzielen, zu berücksichtigen. 

HINWEIS: Mit einem Vorabentscheidungsersuchen haben die Gerichte der Mitgliedstaaten die Möglichkeit, dem 

Gerichtshof im Rahmen eines Rechtsstreits, über den sie zu entscheiden haben, Fragen betreffend die Auslegung 

des Unionsrechts oder die Gültigkeit einer Handlung der Union vorzulegen. Der Gerichtshof entscheidet dabei nicht 

den beim nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Dieser ist unter Zugrundelegung der Entscheidung des 

Gerichtshofs vom nationalen Gericht zu entscheiden. Die Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise 

andere nationale Gerichte, wenn diese über vergleichbare Fragen zu befinden haben. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nicht amtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext und gegebenenfalls die Zusammenfassung des Urteils werden am Tag der Verkündung auf der Curia-

Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Hartmut Ost ✆ +352 4303-3255. 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind abrufbar über „Europe by Satellite“ ✆ +32 2 2964106. 

 

 

 
 

1 Genauer gesagt, Enel X Italia, die Teil der Enel-Gruppe ist, die mehr als 60 % der Ladestationen für Elektrofahrzeuge in Italien betreibt und 

Dienstleistungen für ein solches Aufladen erbringt. 

2 Die Google Italy Srl ist eine Tochtergesellschaft der Google LLC, die wiederum im Eigentum von Alphabet Inc. steht. Die drei Unternehmen werden 

gemeinsam als Google bezeichnet. 

3 Zunächst erklärte Google, dass Multimedia- und Messaging-Apps die einzigen Apps von Drittunternehmen seien, die mit Android Auto kompatibel 

seien, da es kein spezifisches Template gebe. Dann rechtfertigte Google ihre Weigerung mit Sicherheitsbedenken und der Notwendigkeit einer 

rationalen Zuweisung der für die Erstellung eines neuen Templates erforderlichen Ressourcen. 

4 Eine vom Gerichtshof im Urteil vom 26. November 1998, Bronner, C-7/97, aufgestellte Voraussetzung (vgl. auch die Pressemitteilung Nr. 72/98). 

https://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-233/23
http://ec.europa.eu/avservices/ebs/schedule.cfm?page=1
https://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-7/97
https://curia.europa.eu/de/actu/communiques/cp98/cp9872de.htm
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5 In einem solchen Fall rechtfertigen es weder die Wahrung der Vertragsfreiheit und des Eigentumsrechts des Unternehmens in beherrschender 

Stellung noch die Notwendigkeit, den Anreiz aufrechtzuerhalten, in die Entwicklung hochwertiger Produkte oder Dienstleistungen zu investieren, dass 

die Einstufung einer Weigerung, einem Drittunternehmen Zugang zu der in Rede stehenden Infrastruktur zu gewähren, als missbräuchlich auf die 

Fälle beschränkt wird, in denen die „Bronner“-Voraussetzung in Bezug auf die Unerlässlichkeit für die Ausübung der Tätigkeit desjenigen, der um 

Zugang ersucht, erfüllt ist. 


